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§ 1 Zweck

Zweck dieses Gesetzes ist es, durch eine nachhaltige Ge-
wässerbewirtschaftung die Gewässer als Bestandteil des 
Naturhaushalts, als Lebensgrundlage des Menschen, als 
Lebensraum für Tiere und Pflanzen sowie als nutzbares 
Gut zu schützen.

§ 2 Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für folgende Gewässer:

1.	oberirdische Gewässer
2.	Küstengewässer
3.	Grundwasser
Es gilt auch für Teile dieser Gewässer.

§ 3 Begriffsbestimmungen

Für dieses Gesetz gelten folgende Begriffsbestimmungen:

1.	Oberirdische Gewässer: das ständig oder zeitweilig in 
Betten fließende oder stehende oder aus Quellen wild 
abfließende Wasser;

…

§ 5 Allgemeine Sorgfaltspflichten

(1) Jede Person ist verpflichtet, bei Maßnahmen, mit de-
nen Einwirkungen auf ein Gewässer verbunden sein kön-
nen, die nach den Umständen erforderliche Sorgfalt anzu-
wenden, um

1.	eine nachteilige Veränderung der Gewässereigenschaf-
ten zu vermeiden,

2.	eine mit Rücksicht auf den Wasserhaushalt gebotene 
sparsame Verwendung des Wassers sicherzustellen,

3.	die Leistungsfähigkeit des Wasserhaushalts zu erhalten 
und

4.	eine Vergrößerung und Beschleunigung des Wasserab-
flusses zu vermeiden.

(2) Jede Person, die durch Hochwasser betroffen sein 
kann, ist im Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren 
verpflichtet, geeignete Vorsorgemaßnahmen zum Schutz 
vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Schadensmin-
derung zu treffen, insbesondere die Nutzung von Grund-
stücken den möglichen nachteiligen Folgen für Mensch, 
Umwelt oder Sachwerte durch Hochwasser anzupassen.

§ 6 Allgemeine Grundsätze der Gewässerbewirtschaf-
tung

(1) Die Gewässer sind nachhaltig zu bewirtschaften, ins-
besondere mit dem Ziel,

1.	ihre Funktions- und Leistungsfähigkeit als Bestandteil 
des Naturhaushalts und als Lebensraum für Tiere und 

Pflanzen zu erhalten und zu verbessern, insbesondere 
durch Schutz vor nachteiligen Veränderungen von Ge-
wässereigenschaften,

2.	Beeinträchtigungen auch im Hinblick auf den Wasser-
haushalt der direkt von den Gewässern abhängenden 
Landökosysteme und Feuchtgebiete zu vermeiden und 
unvermeidbare, nicht nur geringfügige Beeinträchtigun-
gen so weit wie möglich auszugleichen,

3.	sie zum Wohl der Allgemeinheit und im Einklang mit ihm 
auch im Interesse Einzelner zu nutzen,

4.	bestehende oder künftige Nutzungsmöglichkeiten ins-
besondere für die öffentliche Wasserversorgung zu er-
halten oder zu schaffen,

5.	möglichen Folgen des Klimawandels vorzubeugen,
6.	an oberirdischen Gewässern so weit wie möglich natür-

liche und schadlose Abflussverhältnisse zu gewährleis-
ten und insbesondere durch Rückhaltung des Wassers 
in der Fläche der Entstehung von nachteiligen Hoch-
wasserfolgen vorzubeugen,

7.	zum Schutz der Meeresumwelt beizutragen.

Die nachhaltige Gewässerbewirtschaftung hat ein hohes 
Schutzniveau für die Umwelt insgesamt zu gewährleisten; 
dabei sind mögliche Verlagerungen nachteiliger Auswir-
kungen von einem Schutzgut auf ein anderes sowie die 
Erfordernisse des Klimaschutzes zu berücksichtigen

(2) Gewässer, die sich in einem natürlichen oder naturna-
hen Zustand befinden, sollen in diesem Zustand erhalten 
bleiben und nicht naturnah ausgebaute natürliche Gewäs-
ser sollen so weit wie möglich wieder in einen naturna-
hen Zustand zurückgeführt werden, wenn überwiegende 
Gründe des Wohls der Allgemeinheit dem nicht entgegen-
stehen.

§ 8 Erlaubnis, Bewilligung

(1) Die Benutzung eines Gewässers bedarf der Erlaubnis 
oder der Bewilligung, soweit nicht durch dieses Gesetz 
oder auf Grund dieses Gesetzes erlassener Vorschriften 
etwas anderes bestimmt ist.

(2-3) …

(4) Ist bei der Erteilung der Erlaubnis oder der Bewilligung 
nichts anderes bestimmt worden, geht die Erlaubnis oder 
die Bewilligung mit der Wasserbenutzungsanlage oder, 
wenn sie für ein Grundstück erteilt worden ist, mit diesem 
auf den Rechtsnachfolger über.

§ 25 Gemeingebrauch

Jede Person darf oberirdische Gewässer in einer Weise 
und in einem Umfang benutzen, wie dies nach Landes-
recht als Gemeingebrauch zulässig ist, soweit nicht Rechte 
anderer dem entgegenstehen und soweit Befugnisse oder 
der Eigentümer- oder Anliegergebrauch anderer nicht be-
einträchtigt werden. Der Gemeingebrauch umfasst nicht 
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das Einbringen und Einleiten von Stoffen in oberirdische 
Gewässer. Die Länder können den Gemeingebrauch er-
strecken auf

1.	das schadlose Einleiten von Niederschlagswasser,
2.	das Einbringen von Stoffen in oberirdische Gewässer 

für Zwecke der Fischerei, wenn dadurch keine signifi-
kanten nachteiligen Auswirkungen auf den Gewässer-
zustand zu erwarten sind.

§ 36 Anlagen in, an, über und unter oberirdischen Ge-
wässern

(1) Anlagen in, an, über und unter oberirdischen Gewäs-
sern sind so zu errichten, zu betreiben, zu unterhalten und 
stillzulegen, dass keine schädlichen Gewässerverände-
rungen zu erwarten sind und die Gewässerunterhaltung 
nicht mehr erschwert wird, als es den Umständen nach 
unvermeidbar ist. Anlagen im Sinne von Satz 1 sind ins-
besondere

1.	bauliche Anlagen wie Gebäude, Brücken, Stege, Unter-
führungen, Hafenanlagen und Anlegestellen,

2.	Leitungsanlagen,
    …

Im Übrigen gelten die landesrechtlichen Vorschriften.

§ 37 Wasserabfluss

(1) Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers auf 
ein tiefer liegendes Grundstück darf nicht zum Nachteil ei-
nes höher liegenden Grundstücks behindert werden. Der 
natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers darf nicht 
zum Nachteil eines tiefer liegenden Grundstücks verstärkt 
oder auf andere Weise verändert werden.

(2) Eigentümer oder Nutzungsberechtigte von Grundstü-
cken, auf denen der natürliche Ablauf wild abfließenden 
Wassers zum Nachteil eines höher liegenden Grund-
stücks behindert oder zum Nachteil eines tiefer liegenden 
Grundstücks verstärkt oder auf andere Weise verändert 
wird, haben die Beseitigung des Hindernisses oder der 
eingetretenen Veränderung durch die Eigentümer oder 
Nutzungsberechtigten der benachteiligten Grundstücke zu 
dulden. Satz 1 gilt nur, soweit die zur Duldung Verpflichte-
ten die Behinderung, Verstärkung oder sonstige Verände-
rung des Wasserabflusses nicht zu vertreten haben und 
die Beseitigung vorher angekündigt wurde. Der Eigen-
tümer des Grundstücks, auf dem das Hindernis oder die 
Veränderung entstanden ist, kann das Hindernis oder die 
eingetretene Veränderung auf seine Kosten auch selbst 
beseitigen.

(3) Aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit, insbe-
sondere der Wasserwirtschaft, der Landeskultur und des 
öffentlichen Verkehrs, kann die zuständige Behörde Ab-
weichungen von den Absätzen 1 und 2 zulassen. Soweit 
dadurch das Eigentum unzumutbar beschränkt wird, ist 
eine Entschädigung zu leisten.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für wild abfließendes 
Wasser, das nicht aus Quellen stammt.

§ 38 Gewässerrandstreifen

(1) Gewässerrandstreifen dienen der Erhaltung und Ver-
besserung der ökologischen Funktionen oberirdischer Ge-
wässer, der Wasserspeicherung, der Sicherung des Was-
serabflusses sowie der Verminderung von Stoffeinträgen 
aus diffusen Quellen.

(2) Der Gewässerrandstreifen umfasst das Ufer und den 
Bereich, der an das Gewässer landseits der Linie des Mit-
telwasserstandes angrenzt. Der Gewässerrandstreifen 
bemisst sich ab der Linie des Mittelwasserstandes, bei 
Gewässern mit ausgeprägter Böschungsoberkante ab der 
Böschungsoberkante.

(3) …

§ 39 Gewässerunterhaltung

(1) Die Unterhaltung eines oberirdischen Gewässers um-
fasst seine Pflege und Entwicklung als öffentlichrechtliche 
Verpflichtung (Unterhaltungslast). Zur Gewässerunterhal-
tung gehören insbesondere:

1.	die Erhaltung des Gewässerbettes, auch zur Sicherung 
eines ordnungsgemäßen Wasserabflusses,

2.	die Erhaltung der Ufer, insbesondere durch Erhaltung 
und Neuanpflanzung einer standortgerechten Ufer-
vegetation, sowie die Freihaltung der Ufer für den Was-
serabfluss,

3.	die Erhaltung der Schiffbarkeit …,
4.	die Erhaltung und Förderung der ökologischen Funkti-

onsfähigkeit des Gewässers insbesondere als Lebens-
raum von wild lebenden Tieren und Pflanzen,

5.	die Erhaltung des Gewässers in einem Zustand, der 
hinsichtlich der Abführung oder Rückhaltung von Was-
ser, Geschiebe, Schwebstoffen und Eis den wasserwirt-
schaftlichen Bedürfnissen entspricht.

(2) Die Gewässerunterhaltung muss sich an den Bewirt-
schaftungszielen …  ausrichten und darf die Erreichung 
dieser Ziele nicht gefährden. …

(3) …

§ 40 Träger der Unterhaltungslast

(1) Die Unterhaltung oberirdischer Gewässer obliegt den 
Eigentümern der Gewässer, soweit sie nicht nach lan-
desrechtlichen Vorschriften Aufgabe von Gebietskörper-
schaften, Wasser- und Bodenverbänden, gemeindlichen 
Zweckverbänden oder sonstigen Körperschaften des öf-
fentlichen Rechts ist. Ist der Gewässereigentümer Träger 
der Unterhaltungslast, sind die Anlieger sowie diejenigen 
Eigentümer von Grundstücken und Anlagen, die aus der 
Unterhaltung Vorteile haben oder die Unterhaltung er-
schweren, verpflichtet, sich an den Kosten der Unterhal-
tung zu beteiligen. Ist eine Körperschaft nach Satz 1 unter-
haltungspflichtig, können die Länder bestimmen, inwieweit 
die Gewässereigentümer, die in Satz 2 genannten Perso-
nen, andere Personen, die aus der Unterhaltung Vorteile 
haben, oder sonstige Eigentümer von Grundstücken im 
Einzugsgebiet verpflichtet sind, sich an den Kosten der 
Unterhaltung zu beteiligen.
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(2) Die Unterhaltungslast kann mit Zustimmung der zu-
ständigen Behörde auf einen Dritten übertragen werden.

(3) Ist ein Hindernis für den Wasserabfluss oder für die 
Schifffahrt oder eine andere Beeinträchtigung, die Unter-
haltungsmaßnahmen nach § 39 erforderlich macht, von 
einer anderen als der unterhaltungspflichtigen Person 
verursacht worden, so soll die zuständige Behörde die 
andere Person zur Beseitigung verpflichten. Hat die unter-
haltungspflichtige Person das Hindernis oder die andere 
Beeinträchtigung beseitigt, so hat ihr die andere Person 
die Kosten zu erstatten, soweit die Arbeiten erforderlich 
waren und die Kosten angemessen sind.

(4) Erfüllt der Träger der Unterhaltungslast seine Verpflich-
tungen nicht, so sind die erforderlichen Unterhaltungs-
arbeiten auf seine Kosten durch das Land oder, sofern 
das Landesrecht dies bestimmt, durch eine andere öf-
fentlich-rechtliche Körperschaft im Sinne des Absatzes 1 
Satz 1 durchzuführen. Satz 1 gilt nicht, soweit eine öffent-
lich-rechtliche Körperschaft Träger der Unterhaltungslast 
ist.

§ 41 Besondere Pflichten bei der Gewässerunterhal-
tung

(1) Soweit es zur ordnungsgemäßen Unterhaltung eines 
oberirdischen Gewässers erforderlich ist, haben

1.	die Gewässereigentümer Unterhaltungsmaßnahmen 
am Gewässer zu dulden;

2.	die Anlieger und Hinterlieger zu dulden, dass die zur 
Unterhaltung verpflichtete Person oder ihre Beauftrag-
ten die Grundstücke betreten, vorübergehend benutzen 
und aus ihnen Bestandteile für die Unterhaltung entneh-
men, wenn diese anderweitig nur mit unverhältnismäßig 
hohen Kosten beschafft werden können; Hinterlieger 
sind die Eigentümer der an Anliegergrundstücke an-
grenzenden Grundstücke und die zur Nutzung dieser 
Grundstücke Berechtigten;

3.	die Anlieger zu dulden, dass die zur Unterhaltung ver-
pflichtete Person die Ufer bepflanzt;

4.	die Inhaber von Rechten und Befugnissen an Gewäs-
sern zu dulden, dass die Benutzung vorübergehend be-
hindert oder unterbrochen wird.

Die zur Unterhaltung verpflichtete Person hat der dul-
dungspflichtigen Person die beabsichtigten Maßnahmen 
rechtzeitig vorher anzukündigen. Weitergehende Rechts-
vorschriften der Länder bleiben unberührt.

(2) Die nach Absatz 1 Verpflichteten haben Handlungen zu 
unterlassen, die die Unterhaltung unmöglich machen oder 
wesentlich erschweren würden.

(3) Die Anlieger können verpflichtet werden, die Ufer-
grundstücke in erforderlicher Breite so zu bewirtschaften, 
dass die Unterhaltung nicht beeinträchtigt wird.

(4) Entstehen durch Handlungen nach Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 bis 3 Schäden, so hat der Geschädigte gegen 
die zur Unterhaltung verpflichtete Person Anspruch auf 
Schadenersatz.

§ 68 Planfeststellung, Plangenehmigung

(1) Der Gewässerausbau bedarf der Planfeststellung 
durch die zuständige Behörde.

(2) …

§ 87 Wasserbuch

(1) Über die Gewässer sind Wasserbücher zu führen.

(2) In das Wasserbuch sind insbesondere einzutragen:

1.	nach diesem Gesetz erteilte Erlaubnisse, die nicht nur 
vorübergehenden Zwecken dienen, und Bewilligungen 
sowie alte Rechte und alte Befugnisse, Planfeststel-
lungsbeschlüsse und Plangenehmigungen nach § 68,

    …

§ 89 Haftung für Änderungen der Wasserbeschaffen-
heit

(1) Wer in ein Gewässer Stoffe einbringt oder einleitet 
oder wer in anderer Weise auf ein Gewässer einwirkt und 
dadurch die Wasserbeschaffenheit nachteilig verändert, 
ist zum Ersatz des daraus einem anderen entstehenden 
Schadens verpflichtet. Haben mehrere auf das Gewässer 
eingewirkt, so haften sie als Gesamtschuldner.

(2) …

§ 92 Veränderung oberirdischer Gewässer

Die zuständige Behörde kann Eigentümer und Nutzungs-
berechtigte oberirdischer Gewässer sowie der Grundstü-
cke, deren Inanspruchnahme für die Durchführung des 
Vorhabens erforderlich ist, verpflichten, Gewässerverän-
derungen, insbesondere Vertiefungen und Verbreiterun-
gen, zu dulden, die der Verbesserung des Wasserabflus-
ses dienen und zur Entwässerung von Grundstücken, zur 
Abwasserbeseitigung oder zur besseren Ausnutzung einer 
Triebwerksanlage erforderlich sind. Satz 1 gilt nur, wenn 
das Vorhaben anders nicht ebenso zweckmäßig oder nur 
mit erheblichem Mehraufwand durchgeführt werden kann 
und der von dem Vorhaben zu erwartende Nutzen erheb-
lich größer als der Nachteil des Betroffenen ist.

§ 93 Durchleitung von Wasser und Abwasser

Die zuständige Behörde kann Eigentümer und Nutzungs-
berechtigte von Grundstücken und oberirdischen Gewäs-
sern verpflichten, das Durchleiten von Wasser und Ab-
wasser sowie die Errichtung und Unterhaltung der dazu 
dienenden Anlagen zu dulden, soweit dies zur Entwässe-
rung oder Bewässerung von Grundstücken, zur Wasser-
versorgung, zur Abwasserbeseitigung, zum Betrieb einer 
Stauanlage oder zum Schutz vor oder zum Ausgleich von 
Beeinträchtigungen des Natur- oder Wasserhaushalts 
durch Wassermangel erforderlich ist. § 92 Satz 2 gilt ent-
sprechend.
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§ 94 Mitbenutzung von Anlagen

(1) Die zuständige Behörde kann Betreiber einer Grund-
stücksentwässerungs-, Wasserversorgungs- oder Abwas-
seranlage verpflichten, deren Mitbenutzung einer anderen 
Person zu gestatten, wenn

1.	diese Person Maßnahmen der Entwässerung, Was-
serversorgung oder Abwasserbeseitigung anders nicht 
zweckmäßig oder nur mit erheblichem Mehraufwand 
ausführen kann,

2.	die Maßnahmen zur Gewässerbewirtschaftung oder zur 
Erfüllung gesetzlicher Pflichten erforderlich sind,

3.	der Betrieb der Anlage nicht wesentlich beeinträchtigt 
wird und

4.	die zur Mitbenutzung berechtigte Person einen ange-
messenen Teil der Kosten für die Errichtung, den Be-
trieb und die Unterhaltung der Anlage übernimmt.

Kommt eine Einigung über die Kostenteilung nach Satz 1 
Nummer 4 nicht zustande, setzt die zuständige Behörde 
ein angemessenes Entgelt fest.

(2) Ist eine Mitbenutzung nur bei einer Änderung der An-
lage zweckmäßig, kann der Betreiber verpflichtet werden, 
die entsprechende Änderung nach eigener Wahl entweder 
selbst vorzunehmen oder zu dulden. Die Kosten der Ände-
rung trägt die zur Mitbenutzung berechtigte Person.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für die Mitbenutzung 
von Grundstücksbewässerungsanlagen durch Eigentümer 
von Grundstücken, die nach § 93 zur Errichtung oder zum 
Betrieb der Anlage in Anspruch genommen werden.

§ 100 Aufgaben der Gewässeraufsicht

(1) Aufgabe der Gewässeraufsicht ist es, die Gewässer 
sowie die Erfüllung der öffentlich-rechtlichen Verpflich-
tungen zu überwachen, die nach oder auf Grund von 
Vorschriften dieses Gesetzes, nach auf dieses Gesetz 
gestützten Rechtsverordnungen oder nach landesrechtli-
chen Vorschriften bestehen. Die zuständige Behörde ord-
net nach pflichtgemäßem Ermessen die Maßnahmen an, 
die im Einzelfall notwendig sind, um Beeinträchtigungen 
des Wasserhaushalts zu vermeiden oder zu beseitigen 
oder die Erfüllung von Verpflichtungen nach Satz 1 sicher-
zustellen.

(2) Auf Grund dieses Gesetzes und nach landesrechtli-
chen Vorschriften erteilte Zulassungen sind regelmäßig 
sowie aus besonderem Anlass zu überprüfen und, soweit 
erforderlich, anzupassen.

§ 101 Befugnisse der Gewässeraufsicht

(1) Bedienstete und Beauftragte der zuständigen Behörde 
sind im Rahmen der Gewässeraufsicht befugt,

1.	Gewässer zu befahren,
2.	technische Ermittlungen und Prüfungen vorzunehmen,
3.	zu verlangen, dass Auskünfte erteilt, Unterlagen vorge-

legt und Arbeitskräfte, Werkzeuge und sonstige techni-
sche Hilfsmittel zur Verfügung gestellt werden,

4.	Betriebsgrundstücke und -räume während der Betriebs-
zeit zu betreten,

5.	Wohnräume sowie Betriebsgrundstücke und -räume 
außerhalb der Betriebszeit zu betreten, sofern die Prü-
fung zur Verhütung dringender Gefahren für die öffentli-
che Sicherheit und Ordnung erforderlich ist, und

6.	jederzeit Grundstücke und Anlagen zu betreten, die 
nicht zum unmittelbar angrenzenden befriedeten Be-
sitztum von Räumen nach den Nummern 4 und 5 gehö-
ren.

Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Arti-
kel 13 des Grundgesetzes) wird durch Satz 1 Nummer 5 
eingeschränkt. Sind Gewässerschutzbeauftragte bestellt, 
sind sie auf Verlangen der Bediensteten und Beauftragten 
der zuständigen Behörde zu Maßnahmen der Gewässer-
aufsicht nach Satz 1 hinzuzuziehen.
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